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Regierungsvorlage

Bundesgesetz, mit dem die Ermichtigung zur VeriuBlerung und Belastung sowie
Ubertragung von unbeweglichem Bundesvermogen ausgesprochen, ein Bundesgesetz iiber
den Beteiligungserwerb an der Si.A. Errichtungs-GmbH und der Aufnahme weiterer
Gesellschafter im  Wege einer Kapitalerhohung erlassen sowie das
Bundeshaushaltsgesetz 2013, das Bundesgesetz iiber die Einrichtung einer
Wohnbauinvestitionsbank, das Bundesimmobiliengesetz, das Buchhaltungsagenturgesetz,
das  Abschlusspriifer-Aufsichtsgesetz, das  Finanzausgleichsgesetz 2017, das
Bundesmuseen-Gesetz 2002, das Bundesstatistikgesetz 2000, das
Konsulargebiihrengesetz 1992, das Europa-Wihlerevidenzgesetz, das
Volksbegehrengesetz 2018, das Wiihlerevidenzgesetz 2018, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das
Ausschreibungsgesetz 1989, das Bundesgesetzes iiber Aufgaben und Organisation des
auswirtigen Dienstes — Statut, das Universititsgesetz 2002, das Innovationsstiftung-
Bildung-Gesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Nachtschwerarbeitsgesetz,
das Gesundheitsberuferegister-Gesetz, das Gesundheits- und
Ernidhrungssicherheitsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz und die
Straflenverkehrsordnung 1960 geiindert werden (Budgetbegleitgesetz 2017-2018)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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1. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Finanzen

Artikel 1
Anderung des Bundeshaushaltsgesetzes 2013

Das Bundesgesetz iiber die Fithrung des Bundeshaushaltes (Bundeshaushaltsgesetz 2013 — BHG
2013), BGBL I Nr. 139/2009, zuletzt geandert durch BGBI. I Nr. 53/2017 wird wie folgt gedndert:

1. In § 122 Abs. 10 wird die Absatzbezeichnung von ,,(10.)* auf ,,(10)* gedndert.

2.In § 122 Abs. 11 entfillt der Satzteil ,und mit 31. Dezember 2018 auBler Kraft und in der Fassung vom
31. Mirz 2017 wieder in Kraft®.

3. Dem § 122 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

»(13) § 122 Abs. 10 und Abs. 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 treten
mit 1. Mai 2018 in Kraft.*
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Artikel 2
Anderung des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung einer Wohnbauinvestitionsbank

Das Bundesgesetz tliber die Einrichtung einer Wohnbauinvestitionsbank (WBIB-G), BGBI. I
Nr. 157/2015, wird wie folgt geéndert:

1. In § 3 Abs. 1 wird die Wortfolge ,bundesbehafteten Kredite* durch das Wort , Krediten* ersetzt.
2. In § 4 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,aus bundesbehafteten Mitteln®.

3. In § 4 Abs. 4 entfillt das Wort ,,.Bundesbehaftete*.

4. In § 4 Abs. 5 entfillt die Wortfolge ,,aus bundesbehaftet zu vergebenden Mitteln®.

5. Die Uberschrift vor § 7 und § 7 entfallen.

6. In § 9 Abs. 1 entfdllt die Wortfolge ,,sowie § 7.

7.In § 10 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,ausgenommen § 7, sowie der zweite und der dritte Satz.

8 In §10 Abs. 4 entfillt die Wortfolge ,einschlieBlich der Moglichkeit, bundesbehaftete
Kreditoperationen gemif § 3 Abs. 2 Z 2 in Verbindung mit § 7 durchzufiihren,*.

9. In §10 Abs. 5 Z 2 entfdllt die Wortfolge ,,der Bundes-Haftungsbetrag gemill § 7 insgesamt nicht
iiberschritten werden darf und*.

10. In § 10 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,der §§ 7 und* durch die Wortfolge ,,des §* ersetzt.

Artikel 3

Ermichtigung zur VeriuBerung und Belastung sowie Ubertragung von unbeweglichem
Bundesvermogen

§ 1. Der Bundesminister fiir Finanzen wird zur VerduBerung nachstehenden unbeweglichen
Bundesvermogens ermichtigt, wobei die Verwertung bestmoglich zu erfolgen hat.

Bundesland: EZ: Grundstiicknummer(n): KG:
NO 624 und 1185 2523 und 2525/1, 2525/2 01704 Klosterneuburg
T 90059 alle 81115 Kematen

§2 Der Bundesminister fiir Finanzen wird ermichtigt, die gemal
1. Staatsvertragsdurchfithrungsgesetz 1956 aus dem ehemaligen Deutschen Eigentum stammenden und
sich in der Verwaltung des Bundesministeriums fiir Landesverteidigung befindlichen Bundesgrundstiicke
384, 385/1 und 594/1, EZ 31, KG 23412 Haschendorf im unverbiirgten Gesamtausmall von rund
159.081 m* mit dem befristeten entgeltlichen Abbaurecht auf den bezeichneten Grundstiicken
mineralische Rohstoffe, insbesondere Sand, Schotter und Steine jeder Art und Giite zu entnehmen sowie
die erforderlichen Dispositions- und Manipulationsarbeiten unter Bedachtnahme auf militdrische
Riicksichten durchzufithren auf die Dauer von bis zu 30 Jahren zu belasten. Mit Loslosung des Materials
geht dieses in das Eigentum des Vertragspartners iiber. Das angemessene und wertzusichernde Entgelt ist
durch unabhingige und allgemein beeidete sowie gerichtlich zertifizierte Sachverstindige zu ermitteln.

§ 3. Der Bundesminister fiir Finanzen wird erméchtigt, die im Jahre 1929 gemif Staatsvertrag von
Saint-Germain-en-Laye vom 10. September 1919 im biicherlichen Ausmall von 2.712 m? in das Eigentum
der Republik Osterreich iibergebene Teilfliche der nunmehr 6ffentlichen StraBenverkehrsanlage mit der
Bezeichnung Archenweg, Grundstiicknummer 624/2, EZ 223, KG 81102 Amras im Innsbrucker Stadtteil
Rossau und die vormals im Gesamtausmall von 81 m? dem Reichsfiskus (Heer) zugehoérigen und nunmehr
seit Herstellung der Grundbuchsordnung im Jahr 2012 im Eigentum der Republik Osterreich
(Bundesgebaudeverwaltung) stehenden Stralenverkehrsanlagen mit den Grundstiicksnummern 855/15
und 855/20, EZ 847, KG 56532 Morzg im Salzburger Stadtteil Morzg samt allen Anlagenteilen und
Einbauten, Rechten, Pflichten und Lasten unentgeltlich in das oOffentliche Gut der Stadtgemeinde
Innsbruck beziehungswiese in das 6ffentliche Gut der Stadtgemeinde Salzburg zu iibertragen.

§ 4. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fiir Finanzen betraut.
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Artikel 4
Anderung des Bundesimmobiliengesetzes

Das Bundesgesetz, mit dem die Bau- und Liegenschaftsverwaltung des Bundes neu organisiert sowie
iiber Bundesvermogen verfiigt wird (Bundesimmobiliengesetz), BGBI. I Nr. 141/2000, in der Fassung
BGBI. I Nr. 55/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefiigt:

»§ 19a. (1) Die Ausgangsbasis fiir die Berechnung der in den Mietverhédltnissen nach § 19 Abs. 1
und 3 zwischen dem Bund und der Bundesimmobiliengesellschaft mbH festgelegten Wertsicherung der
Hauptmieten wird einmalig neu festgesetzt.

(2) Ausgangsbasis fiir die Berechnung der Wertsicherung der gemél § 19 Abs. 1 fiir Jinner 2018
vereinbarten Hauptmieten ist die fiir den Monat Janner 2018 verlautbarte Indexzahl nach
Verbraucherpreisindex 1996, Ausgangsbasis fiir die Berechnung der geméll § 19 Abs. 3 fiir Juni 2018
festgelegten oder vereinbarten Hauptmieten ist die fiir den Monat Juni 2018 verlautbarte Indexzahl nach
Verbraucherpreisindex 1986. Die Wertsicherungsvereinbarungen bleiben ansonsten unberiihrt.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten auch, wenn an Stelle des Bundes ein Rechtstrager im Wege der
Gesamtrechtsnachfolge als Mieter in Mietverhiltnisse gemil3 § 19 Abs. 1 und 3 oder eine Gesellschaft,
die unmittelbar oder mittelbar zu 100 vH im Eigentum der Bundesimmobiliengesellschaft mbH steht, an
Stelle der Bundesimmobiliengesellschaft mbH als Vermieter eingetreten ist.

2. §24. Abs. 1 lautet:

»8 24. (1) Fiir Beamte gemiBl Abs. 2 wird das ,,Amt der Bundesimmobilien* eingerichtet. Dieses
Amt ist als Dienstbehérde dem Bundesminister flir Finanzen nachgeordnet und wird vom Geschaftsfiihrer
der Gesellschaft geleitet. Der Geschiftsfithrer ist in dieser Funktion an die Weisungen des
Bundesministers fiir Finanzen gebunden.*

3.§47.Z5. lautet:

»des § 24 der Bundesminister fiir Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir 6ffentlichen
Dienst und Sport,*

4. Dem § 48. wird nach dem ersten Satz angefiigt:

»Der § 24 Abs. 1 in der Fassung BGBI. I Nr. xxx/2018 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in
Kraft“.

Artikel 5
Anderung des Buchhaltungsagenturgesetzes - BHAG-G
Das Bundesgesetz iiber die Errichtung einer Buchhaltungsagentur des Bundes

(Buchhaltungsagenturgesetz-BHAG-G), BGBI. 1 Nr.37/2004, zuletzt gedndert durch BGBI. 1
Nr. 183/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In §1 Abs.3 Z2 wird nach der Wortfolge ,des Geschiftsfilhrers” die Wortfolge ,oder der
Geschiéftsfiihrer eingefiigt.
2. Nach § 6 lautet die Uberschrift:

»Bestellung, Abberufung und Riicktritt der Geschiftsfithrung*
3. § 7 Abs. 1 erster Satz lautet ,, Die Buchhaltungsagentur hat einen oder zwei Geschéftsfiihrer “.

4. In §7 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,den Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfiihrung® ersetzt.

5. In §7 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,Bestellung des Geschiftsfiihrers™ durch die Wortfolge
,Besetzung von Geschéftsfithrungspositionen® ersetzt.

6. In § 7 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge ,Er ist durch die Wortfolge ,.Die Bestellung zum
Geschiftsfiihrer erfolgt™ ersetzt und die Wortfolge ,,zu bestellen gestrichen.
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7. In § 7 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,Der Geschéftsfiihrer durch die Wortfolge ,,Ein Geschéftsfiithrer
ersetzt.

8. In § 7 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,des Geschiftsfithrers” durch die Wortfolge ,eines Geschiftsfithrers*
ersetzt.

9. Nach § 7 Abs. 6 lautet die Uberschrift:

»Aufgaben der Geschiftsfiihrung*

10. In §8 Abs.1 erster Satz wird die Wortfolge ,,Dem Geschéftsfiihrer durch die Wortfolge ,.Der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

11. In § 8 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort ,Et* durch das Wort ,,Sie* ersetzt.

12. In §8 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfiihrer durch die Wortfolge ,Ein
Geschiéftsfiihrer* ersetzt.

13. In § 8 Abs. 3 wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfiihrer™ durch die Wortfolge ,,Die Geschéftsfithrung™
ersetzt.

14. In § 8 Abs. 4 erhalten die Z 1 bis 6 die Ziffernbezeichnungen ,,2 bis 7° und vor Z 2 wird folgende Z 1
eingefiigt:
,,1. Geschéftsverteilung der Geschéftsfithrung;*.

15. In §8 Abs. 4 Z4 (neu) wird die Wortfolge ,des Geschiftsfithrers durch die Wortfolge ,der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

16. In § 8 Abs. 5 wird die Wortfolge ,.Der Geschaftsfithrer” durch die Wortfolge ,,Die Geschiftsfithrung
ersetzt.

17. In § 9 Abs. 1 wird die Wortfolge ,.Der Geschaftsfihrer” durch die Wortfolge ,,Die Geschiftsfithrung®
ersetzt.

18. Nach § 9 Abs. 3 lautet die Uberschrift:

»Berichtspflichten der Geschéftsfiihrung*

19. In § 10 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge ,.Der Geschiftsfilhrer durch die Wortfolge ,Die
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

20. In § 10 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort ,,er* durch das Wort ,,sie” ersetzt.

21. In § 11 Abs. 1 wird die Wortfolge ,.Der Geschéftsfihrer durch die Wortfolge ,,Die Geschéftsfiihrung*
und das Wort ,,seiner* durch das Wort ,,ihrer* ersetzt.

22, In §11 Abs. 2 wird die Wortfolge ,vom Geschéftsfiihrer durch die Wortfolge ,von der
Geschiftsfithrung® ersezzt.

23. § 12 Abs. 1 erster Satz lautet: ,,Die Buchhaltungsagentur wird, wenn nur ein Geschéftsfiihrer
bestellt ist, durch diesen, wenn zwei Geschiftsfiihrer bestellt sind, durch beide Geschéftsfiihrer
gemeinsam oder durch einen Geschéftsfithrer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten.*

24. In § 12 Abs. 1 wird im ersten Halbsatz des zweiten Satzes das Wort ,ijhm* durch das Wort ,,ihr
erseizt.

25. In § 12 Abs. 1 dritter Satz wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,Die
Geschéftsfithrung* ersetzt.

26. In § 12 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Der Geschiftsfuhrer” durch die Wortfolge ,.Die Geschiftsfiihrung®
und das Wort ,,seiner durch das Wort ,,ihrer* ersetzt.

27. In § 12 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,.Die
Geschiftsfithrung® und das Wort ,,seiner” durch das Wort ,,der* ersetzt.

28. In § 14 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,Der Geschiftsfuhrer” durch die Wortfolge ,.Die Geschiftsfiihrung®
ersetzt.
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29. In § 14 Abs. 7 zweiter Satz zweiter Halbsatz wird die Wortfolge ,dem Geschiftsfiihrer durch die
Wortfolge ,,der Geschiftsfiihrung® ersetzt.

30. In § 14 Abs. 10 erster Satz wird die Wortfolge ,,den Geschéftsfithrer” durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfithrung® ersezzt.

31. In § 14 Abs. 10 zweiter Satz wird die Wortfolge ,dem Geschéftsfithrer” durch die Wortfolge ,,der
Geschiéftsfithrung® und das Wort ,,diesem* durch das Wort ,dieser* ersetzt.

32. In § 15 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,Die
Geschiéftsfithrung™ ersezzt.

33. In § 15 Abs. 3 erster Satz wird die Wortfolge ,,der Geschiftsfiihrer konnen® durch die Wortfolge ,.ein
Geschiéftsfiihrer kann® ersetzt.

34. In § 15 Abs. 3 dritter Satz wird die Wortfolge ,,des Geschéftsfiihrers™ durch die Wortfolge ,.eines
Geschiftsfiihrers* ersetzt.

35. In §15 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge ,der Geschiftsfithrer durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

36. In § 15 Abs. 4 zweiter Satz erster Halbsatz wird die Wortfolge ,Der Geschéftsfiihrer durch die
Wortfolge ,,.Die Geschéftsfiihrung* ersetzz.

37.In § 15 Abs. 4 zweiter Satz, zweiter Halbsatz wird die Wortfolge ,.er ist* durch die Wortfolge ,,sie ist
ersetzt.

38. In § 17 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,vom Geschaftsfihrer” durch die Wortfolge ,,von der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

39. In § 17 Abs. 2 zweiter Satz, zweiter Halbsatz wird die Wortfolge ,der Geschéftsfithrer” durch die
Wortfolge ,,die Geschiftsfithrung® ersezzt.

40. In §17 Abs. 5 Z1 wird die Wortfolge ,vom Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,von der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

41.In § 17 Abs.5 Z5 wird die Wortfolge ,,des Geschéftsfiihrers” durch die Wortfolge ,,der
Geschiéftsfithrung™ ersetzt

42. In §17 Abs.5 Z9 wird die Wortfolge ,den Geschiftsfihrer* durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

43. In §17 Abs.5 Z 10 wird die Wortfolge ,den Geschiftsfilhrer durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

44. In §17 Abs. 5 Z 11 wird die Wortfolge ,des Geschiftsfihrers durch die Wortfolge ,eines
Geschiftsfiihrers ersetzt.

45. In §17 Abs.5 Z 13 wird die Wortfolge ,den Geschiftsfiihrer durch die Wortfolge ,die
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

46. In §17 Abs.5 Z 15 wird die Wortfolge ,dem Geschiftsfithrer durch die Wortfolge ,der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

47. In §17 Abs.5 Z 16 wird die Wortfolge ,dem Geschiftsfithrer durch die Wortfolge ,der
Geschiftsfithrung™ ersezzt.

48. § 18 Abs. 1 fiinfter Satz lautet: ,,Zu den ordentlichen Sitzungen des Beirates sind die Mitglieder
des Aufsichtsrates und die Geschéftsfithrung zu laden*

49. In § 18 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,den Geschéftsfithrer* durch die Wortfolge ,,die Geschéftsfithrung*
erselzt.

50. In § 19 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,dem Geschéftsfithrer durch die Wortfolge ,der
Geschéftsfithrung* ersetzt.

51. In §19 Abs.3 Z2 wird die Wortfolge ,des Geschiftsfithrers® durch die Wortfolge ,der
Geschéftsfithrung* ersetzt.
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52.In § 20 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,vom Geschéftsfilhrer durch die Wortfolge ,,von dem
fiir Personalangelegenheiten dieser Beamten zustéindigen Geschaftsfiihrer ersetzt.

53. In § 20 Abs. 1 dritter Satz wird die Wortfolge ,Der Geschiftsfihrer durch die Wortfolge ,Die
Geschiftsfithrung® ersezzt.

Inkrafttreten

54. ,Die Andemng der § 1 Abs.3 Z2, § 7 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 7 Abs. 2 erster und zweiter
Satz, § 7 Abs. 5, § 7 Abs. 6, § 8 Abs.1 erster und zweiter Satz, § 8 Abs. 2 erster Satz, § 8 Abs. 3, 8 Abs. 4,
§ 8 Abs. 5, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 11 Abs. 1, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 1 erster
Satz, zweiter Satz und dritter Satz, § 12 Abs. 2, § 12 Abs. 4 erster Satz, § 14 Abs. 6, § 14 Abs. 7 zweiter
Satz, § 14 Abs. 10 erster und zweiter Satz, § 15 Abs. 2 zweiter Satz, § 15 Abs. 3 erster und dritter Satz,
§ 15 Abs. 4 erster und zweiter Satz, § 17 Abs. 2 erster und zweiter Satz, § 17 Abs. 5, § 18 Abs. 1 fiinfter
Satz, § 18 Abs. 3, § 19 Abs. 1 zweiter Satz, § 19 Abs. 3 Z 2, § 20 Abs. 1 zweiter und dritter Satz in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2018 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in
Kraft.«

Artikel 6
Anderung des Abschlusspriifer-Aufsichtsgesetzes - APAG

Das Abschlusspriifer-Aufsichtsgesetz — APAG, BGBI. I Nr. 83/2016, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 107/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In§ 9 Abs. 1 wird die Zahl ,,finf durch die Zahl ,,zwei* ersetzt.

2. In §9 Abs. 3 entfillt nach der Wortfolge ,Bundesminister fiir Finanzen“ der Beistrich und die
Wortfolge ,,drei Mitglieder des Aufsichtsrates vom Bundeskanzler*.

3. In § 9 Abs. 5 entfallen nach der Wortfolge , Bundesminister fiir Finanzen® jeweils der Beistrich und das
Wort ,,Bundeskanzler®.

4. In § 84 wird folgender Abs. 17 angefiigt:

»(17) Die Funktionsperiode der vom Bundeskanzler gemifl § 9 Abs.3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 83/2016 bestellten Mitglieder des Aufsichtsrates endet mit Ablauf von zwei
Monaten nach Inkrafttreten des § 9 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018.*

5. In § 87 wird die Wortfolge ,,und des § 84 Abs. 4 sind der Bundeskanzler,” durch das Wort ,,sind*
ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017

Das Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. I Nr. 116/2016 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 144/2017, wird wie folgt geéndert:

1. § 10 Abs. 7 dritter Satz lautet:

,.Die Bundesanstalt Statistik Osterreich hat die Daten des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) gemif
§44 des Personenstandsgesetzes 2013, BGBIL. I Nr. 16/2013, die Daten des Zentralen
Staatsbiirgerschaftsregisters (ZSR) gemdl § 56a des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985, BGBI.
Nr. 311/1985, die Daten des eHealth-Verzeichnisdienstes gemal §9 des
Gesundheitstelematikgesetzes 2012, BGBI. I Nr. 111/2012, und die Daten des Gesundheitsberuferegisters
gemdfl dem Gesundheitsberuferegister-Gesetz, BGBI. I Nr. 87/2016, als Vergleichsdaten gemil § 5
Abs. 1 und Abs. 4 des Registerzahlungsgesetzes heranzuziehen.*

2. § 30 Abs. 6 Z 8 lautet:
,,8. der Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres hinsichtlich des § 27 Abs. 6 mit der
MalBgabe, dass die Auszahlung der Zweckzuschiisse im Jahr 2018 durch den Bundesminister fiir
Finanzen erfolgt,*



8 von 22

2. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes

Artikel 8
Anderung des Bundesmuseen-Gesetzes 2002
Das Bundesmuseen-Gesetz 2002, BGBI. Nr. 14/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz,
BGBI. I Nr. 20/2016, wird wie folgt gedndert:
1. § 5 Abs. 4 erster Satz lautet:

»Der Bund leistet den in § 1 aufgezéhlten Einrichtungen des Bundes fiir die Aufwendungen, die ihnen in
Erfillung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, ab dem 1. Janner 2018 eine jahrliche
Basisabgeltung in Hohe von 112,883 Millionen Euro.*

2. § 5 Abs. 4 zweiter Satz entfillt.

3. Dem § 22 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

»(13) § 5 Abs. 4 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019, BGBI. I Nr. XXX/2018, tritt
mit 1. Janner 2018 in Kraft.*

Artikel 9
Anderung des Bundesstatistikgesetzes 2000
Das Bundesstatistikgesetz 2000, BGBI. Nr. 163/1999, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz,
BGBI. I Nr. 40/2014, wird wie folgt geéndert:
1. § 32 Abs. 5 lautet:
,,Der Pauschalbetrag betrdgt ab dem 1. Janner 2019 jéhrlich 49,391 Millionen Euro.*

2. Dem § 73 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) § 32 Abs. 5 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019, BGBI. I Nr. XXX/2018, tritt
mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

3. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Europa, Integration und AuBeres

Artikel 10
Anderung des Konsulargebiihrengesetzes 1992

Das Bundesgesetz iiber die Erhebung von Gebithren und den Ersatz von Auslagen fiir
Amtshandlungen  Osterreichischer ~ Vertretungsbehorden in  konsularischen — Angelegenheiten
(Konsulargebiihrengesetz 1992 — KGG 1992), BGBIL. Nr. 100/1992, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 64/2013, wird wie folgt geéndert:

1.In§ 2 Abs. I lautet Z 4:

4. Amtshandlungen nach dem Asylgesetz 2005, mit Ausnahme der Amtshandlungen gemd3 TP 7
Abs. 1 Z 3 und 4 der Anlage.*

2. Dem § 2 Abs. 1 werden folgende Z 6, Z 7 und Z 8 angefiigt:
,,0. Amtshandlungen im Zusammenhang mit dem Erwerb der Staatsbiirgerschaft durch Anzeige.

7. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Wahl des Bundesprédsidenten, Wahlen zum
Nationalrat, zu den Landtagen und zum Europdischen Parlament sowie mit Volksabstimmungen
und Volksbefragungen.

8. Amtshandlungen, die fir die in §2 Z1 und 2 Gebiihrengesetz 1957 genannten
Gebietskorperschaften vorgenommen werden.*
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3. § 15 Abs. 4 lautet:

»(4) Fiur Verfahren vor einem Verwaltungsgericht in konsularischen Angelegenheiten
osterreichischer Vertretungsbehorden im Ausland fallen keine Gebiihren nach dem Gebiihrengesetz 1957

113

an.

4. Dem § 15 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die Bearbeitung eciner Beschwerde, die nach § 12 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz —
VwGVG, BGBI. I Nr. 33/2013, bei einer Osterreichischen Vertretungsbehorde im Ausland als belangter
Behorde einzubringen ist, und deren Weiterleitung an ein Verwaltungsgericht haben die Bezahlung der
nach diesem Gesetz vorgesehenen Gebiihren zur Voraussetzung.*

5. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefiigt:

,»§ 15a (1) Externe Dienstleistungserbringer, die im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens nach
dem Bundesvergabegesetz 2006, BGBI I Nr. 17/2006 in der jeweils geltenden Fassung, mit einer externen
Dienstleistung im Sinnes der in Art. 43 Abs. 6 Visakodex, ABI. Nr.L 243/1 vom 15.9.2009 S. 1,
angefiihrten Aufgaben beauftragt wurden, und im Zuge eines Verfahrens gemil § 11
Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBL I Nr. 100/2005 in der jeweils geltenden Fassung, Dienstleistungen
erbringen, kdnnen eine zusitzliche Dienstleistungsgebiihr einheben.

(2) Die Dienstleistungsgebiihr wird im Rahmen der Ausschreibung gemédB Abs. 1 festgelegt.

(3) Die Dienstleistungsgebiihr betrdgt hochstens die Hilfte der Visumgebiihr gemall TP 7 Abs. 1,
ungeachtet eventueller ErméBigungen oder Befreiungen von der Visumgebiihr nach TP 7 Abs. 2 und
Abs. 3.

6. Dem § 17 Abs. 17 wird folgender Abs. 18 angefiigt:

(18) §2 Abs. 1 Z4,26,Z7 und Z8, § 15 Abs. 4 und 5, § 15a und § 18 Z 1 sowie Tarifpost 1
Abs. 5 und Abs. 6, Tarifpost 1a Abs. 1 und 2, Tarifpost 4 samt Uberschrift, die Uberschrift von Tarifpost
5, Tarifpost 5 Abs. 1 Z2 und Abs. 2 bis Abs. 6, Tarifpost 7 samt Uberschrift und Tarifpost 8 in der
Anlage zu § 1 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019 BGBI. I Nr. xxx/2018 treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019 in Kraft und sind auf alle
Vorginge anzuwenden, fiir die ein Abgabe- bzw. Ersatzanspruch nach diesem Zeitpunkt entstanden ist.
§15 Abs.5 ist auf Beschwerden anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten des
Budgetbegleitgesetzes 2018/2019 erhoben werden.*

7.In§ 18 Z 1 wird das Zitat ,,§ 15 Abs. 4 durch das Zitat ,,§ 15 Abs. 4 und 5° ersetzt.

8. In der Anlage zu § 1 wird in der Tarifpost 1 Abs. 5 nach der Wortfolge ,,sonstigen Vervielfiltigungen
einer Eingabe oder Beilage® die Wortfolge ,sowie die Zustellung oder Weiterleitung fiir Zwecke der
Verleihung der dsterreichischen Staatsbiirgerschaft® eingefiigt.
9. In der Anlage zu § 1 wird in der Tarifpost 1 nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(6) Einbringung einer Beschwerde an ein Verwaltungsgericht in konsularischen Angelegenheiten
osterreichischer Vertretungsbehdrden im Ausland ..., 200 Euro*
10. In der Anlage zu § 1 lauten Tarifpost 1a Abs. 1 und 2:

,»(1) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels.........................oot. 120 Euro

(2) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels fiir Kinder unter sechs Jahren........ 75 Euro*

11. In der Anlage zu § 1 lautet Tarifpost 4:

»TARIFPOST 4 Amtshandlungen nach dem Konsularbeglaubigungsgesetz und dem Bundesgesetz
iiber die Ausstellung der Apostille nach dem Ubereinkommen zur Befreiung ausldndischer 6ffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung

(1) Beglaubigung oder Uberbeglaubigung einer behordlichen Unterschrift, des Amtssiegels oder
beides gemeinsam, oder der Unterschrift einer Privatperson ...........c..c.cocooiiiiiiiiinniinnin 80 Euro

(2) Bestitigung der Richtigkeit einer Abschrift oder einer sonstigen Vervielfaltigung (Vidimierung)
TUE JEAEN BOZN ..t 40 Euro

(3) Bestitigung, dass es sich bei einem auf einer Urkunde angegebenen Ubersetzer um einen im
Amtsbereich der Vertretungsbehorde staatlich anerkannten Ubersetzer handelt................... 80 Euro
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(4) Sind fir Beglaubigungen weitere Mallnahmen zur Priifung der Echtheit und inhaltlichen
Richtigkeit von Dokumenten erforderlich, so sind die Auslagen hiefir gemd § 1 Abs.2 vom
Antragsteller zu ersetzen.

(5) Ausstellung einer ApOStille. ........oeiiiui i 40 Euro*

12. In der Anlage zu § 1 lautet Tarifpost 5.
»TARIFPOST 5 Ausstellung von Bestitigungen und Bescheinigungen

(1) In Staatsbiirgerschaftsangelegenheiten

1. StaatsbiirgerschaftSNaChWEIS .......ccoiiiiiiiiiie e 48 Euro
2. SONStige BEStAtIZUNZEN .....eoiuiiiiiiiiieie ettt st 42 Euro
(2) Personenstandsurkunden und Registerausziige ................cocoeviiiiiiiiiiiiieneeeene.... 42 Euro
(3) Ehefahigkeitszeugnis und  Bestitigung der Féhigkeit eine Partnerschaft zu
LT e 1316 1< s U 172 Euro
(4) In anderen Angelegenheiten. ... ......uvuieit ettt 42 Euro

(5) Gebiihrenfrei sind Lebensbestitigungen zum Bezug von Ruhe- oder Versorgungsgeniissen,
Erziehungsbeitragen, Pensionen oder Renten sowie Bescheinigungen, die fiir Zwecke der Verleihung der
osterreichischen Staatsbiirgerschaft ausgestellt werden.

(6) Mit der gemédB Abs. 3 zu entrichtenden Gebiihr gelten die Gebiihren gemif § 14 Tarifpost 17 und
18 Gebiihrengesetz 1957 und die Verwaltungsabgaben gemil Tarifpost 26
Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983 ebenfalls als entrichtet.*
13. In der Anlage zu § 1 lautet Tarifpost 7:

»TARIFPOST 7 Visa und besondere Bewilligungen

(1) Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels
1. als Aufenthaltsvisum (Visum fiir den ldngerfristigen Aufenthalt, Visum D) fiir Personen iiber

sechs Jahren mit Ausnahme von Antrigen gemaB Z 3. 150 Euro
2. als Aufenthaltsvisum (Visum fiir den langerfristigen Aufenthalt, Visum D) fiir Kinder unter sechs
Jahren mit Ausnahme von Antragen gemalB Z 4. 75 Euro

3. fiir Familienangehdrige gemilB § 35 Abs. 5 Asylgesetz 2005 {iber sechs Jahren eines Fremden,
dem der Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, und
die zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal § 34 Abs. 11Vm § 2 Abs. 1
Z13 Asylgesetz 2005 einen Einreisetitel
DEANIIAZEI. .. .ttt 200 Euro

4. fir Kinder unter sechs Jahren eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des
subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, und die zwecks Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutz gemél § 34 Abs. | in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005
einen Einreisetitel beantragen.............coooiiiii i 100 Euro

(2) Gebiihrenfrei ist der Antrag auf und die Erteilung eines Visum D fiir:

1. Forscher aus Drittstaaten im Sinne der Empfehlung 2005/761/EG des Europiischen Parlaments
und des Rates vom 28. September 2005, ABI. Nr. L 289 vom 03.11.2005 S. 23, zur Erleichterung
der Ausstellung einheitlicher Visa durch die Mitgliedstaaten flir den kurzfristigen Aufenthalt an
Forscher aus Drittstaaten, die sich zu Forschungszwecken innerhalb der Gemeinschaft bewegen,

2. Vertreter gemeinniitziger Organisationen bis zum Alter von 18 Jahren, die an Seminaren,
Konferenzen, Sport-, Kultur- oder Lehrveranstaltungen teilnehmen, die von gemeinniitzigen
Organisationen organisiert werden,

3. begiinstigte Drittstaatsangehorige und Familienangehérige im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 11 und 12
des Fremdenpolizeigesetzes 2005 — FPG, BGBI. I Nr. 100/2005.

(3) Von der Gebiihr fiir Antrag auf und Erteilung eines Visum D kann im Einzelfall Abstand
genommen werden bei Beantragung eines Visums:
1. fiir Dienstreisen in Diplomatenpasse oder eines Diplomatenvisums in gew6hnliche Reisepésse,
2. fiir Dienstreisen in Dienstpéasse oder eines Dienstvisums in gewdhnliche Reisepésse,

3. fiir Schiiler, Studenten, postgraduierte Studenten, Teilnehmer an Aufbaustudiengéingen und
Stipendiaten an Osterreichischen Schulen, Universitdten und Hochschulen sowie an der
Diplomatischen Akademie, wenn Gegenseitigkeit vorliegt,
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4. fiir Auslénder hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Tétigkeit in der Lehre, in der Entwicklung
und der ErschlieBung der Kiinste sowie in der Lehre der Kunst an dsterreichischen Universitéten
und Hochschulen sowie an der Diplomatischen Akademie,

5. fiir Teilnehmer an in Osterreich stattfindenden religidsen, wissenschaftlichen, kiinstlerischen,
kulturellen, politischen und sportlichen Veranstaltungen, wenn Gegenseitigkeit gewahrleistet ist,

6. fiir Personen bis zum Alter von 18 Jahren, die an Seminaren, Konferenzen, Sport-, Kultur- oder
Lehrveranstaltungen teilnehmen, die von gemeinniitzigen Organisationen organisiert werden,

7. fur Teilnehmer an Austauschaktionen fiir Kinder,

8. fir Teilnehmer an Veranstaltungen zur Forderung der wirtschaftlichen Beziehungen mit dem
Ausland und fiir Besucher solcher Veranstaltungen, wenn Gegenseitigkeit gewéhrleistet ist, und

9. fiir Angehorige von in Osterreich beerdigten Kriegsopfern oder Opfern der politischen oder
rassischen Verfolgung.

(4) Einbringung eines Antrages auf Erteilung einer besonderen Bewilligung zur Wiedereinreise
wiahrend der Giiltigkeitsdauer eines Einreiseverbotes oder Aufenthaltsverbots gemil § 27a
Fremdenpolizeigesetz 2005 (Wiedereinreisebewilligung) ...........c.ooevviiiiniiiiiinieniennnnn, 160 Euro*

14. In der Anlage zu § 1 entfillt die Tarifpost 8.

4. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Inneres

Artikel 11
Anderung des Europa-Wihlerevidenzgesetzes

Das Europa-Wihlerevidenzgesetz (EuWEG), BGBI. Nr. 118/1996, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 120/2016, wird wie folgt geédndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 17 folgender Eintrag eingefiigt:
»9 18. Ubergangsbestimmung*

2. § 18 samt Uberschrift lautet:

,,Ubergangsbestimmung

§18. Der Bund hat pro zum 31.Dezember 2016 und zum 31. Dezember 2017 erfasstem
Unionsbiirger, der nicht die sterreichische Staatsangehorigkeit besitzt, eine Pauschalentschidigung in
der Hohe von jeweils 0,50 Euro zu leisten.*

3. Dem § 20 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

»(12) § 18 samt Uberschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.«

Artikel 12
Anderung des Volksbegehrengesetzes 2018

Das Volksbegehrengesetz 2018 (VoBeG), BGBI. I Nr. 106/2016, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 120/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 24 samt Uberschrift lautet:
,,Ubergangsbestimmung

§ 24. Fiir die Durchfithrung des nach dem Volksbegehrengesetz 1973 vollzogenen Volksbegehrens,
fiir das der Eintragungszeitraum von 23. Janner bis 30. Jdnner 2017 festgelegt war, hat der Bund an die
Gemeinden eine Pauschalentschiadigung in der Hohe von 0,38 Euro pro stimmberechtigt gewesener
Person zu leisten. Die Pauschalentschddigungen sind innerhalb von zwei Jahren nach dem letzten Tag des
Eintragungszeitraums an die Landeshauptmdnner anzuweisen. Die Landeshauptménner haben die
Pauschalentschddigungen unverziiglich an die Gemeinden weiterzuleiten. Die Pauschalentschddigung fiir
die Stadt Wien ist ebenfalls bis zu diesem Zeitpunkt vom Bundesminister fiir Inneres anzuweisen.
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2. In § 26 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung (1) und es wird folgender Abs. 2 angefiigt:

(2) § 24 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf
des Tages der Kundmachung in Kraft.”

Artikel 13
Anderung des Wihlerevidenzgesetzes 2018

Das Waihlerevidenzgesetz 2018 (WEviG), BGBI. I Nr. 106/2016, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 120/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 17 samt Uberschrift lautet:
,,Ubergangsbestimmung

§ 17. Der Bund hat pro zum 31. Dezember 2016 und zum 31. Dezember 2017 aufgrund des
Wihlerevidenzgesetzes 1973 erfasster Person eine Pauschalentschiddigung in der Hohe von jeweils
0,50 Euro zu leisten. Die Pauschalentschddigungen sind innerhalb von zwei Jahren nach dem jeweils
genannten Zeitpunkt an die Landeshauptminner anzuweisen. Die Landeshauptménner haben die
Pauschalentschiddigungen unverziiglich an die Gemeinden weiterzuleiten. Die Pauschalentschidigung fiir
die Stadt Wien ist ebenfalls bis zum jeweils genannten Zeitpunkt vom Bundesminister fiir Inneres
anzuweisen.“

2. In § 19 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* und es wird folgender Abs. 2 angefiigt:

(2) § 17 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf
des Tages der Kundmachung in Kraft.“

5. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir 6ffentlichen Dienst und Sport

Artikel 14
Anderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 — BDG 1979, BGBI. Nr. 333/1979, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 167/2017, wird wie folgt geéndert:

1. In § 140 Abs. 3 lautet die den Generalsekretar betreffende Zeile:

Lfur die  Generalsekretirin @ oder den Generalsekretirin oder Generalsekretir”
Generalsekretir gemal3 § 7 Abs. 11 BMG oder die
leitende Beamtin oder den leitenden Beamten des
Generalsekretariats des Verfassungsgerichtshofes

2. In § 140 Abs. 3 wird nach der die Generalsekretirin oder den Generalsekretir betreffenden Zeile
folgende Zeile eingefiigt:

,fir die Sprecherin der Bundesregierung oder Regierungssprecherin oder
den Sprecher der Bundesregierung gemill Regierungssprecher”
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2
BMG

3. Nach § 141 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Abweichend vom Abs. 1 erfolgt die Ernennung
1. im Falle der Funktion einer Generalsekretirin oder eines Generalsekretirs gemif3 § 7 Abs. 11
BMG befristet auf die Dauer der Funktionsausiibung der jeweiligen Bundesministerin oder des
jeweiligen Bundesministers,
2.im Falle der Funktion einer Sprecherin der Bundesregierung oder eines Sprechers der
Bundesregierung gemdfl Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG auf die Dauer der
Funktionsausiibung der jeweiligen Bundeskanzlerin oder des jeweiligen Bundeskanzlers.*
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4. In § 141 Abs. 2 werden nach der Wortfolge ,,Abweichend vom Abs. 1 das Zitat ,und 1a* sowie nach
der Z 1 folgende Z 1a und 1b eingefiigt:

»la. bei Verwendung als Generalsekretérin oder Generalsekretdr geméafl § 7 Abs. 11 BMG, wenn die
Beamtin oder der Beamte weiterhin dem Personalstand einer anderen Dienststelle angehort oder die
Verwendung zusitzlich zur bisher ausgeiibten Funktion erfolgt, auf die Dauer der Funktionsausiibung der
jeweiligen Bundesministerin oder des jeweiligen Bundesministers,

1b. bei Verwendung als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemif
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG, wenn die Beamtin oder der Beamte weiterhin dem
Personalstand einer anderen Dienststelle angehort oder die Verwendung zusdtzlich zur bisher ausgeiibten
Funktion erfolgt, auf die Dauer der Funktionsausiibung der jeweiligen Bundeskanzlerin oder des
jeweiligen Bundeskanzlers,*

5. In § 141 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Arbeitsplatz, mit dem er gemél Abs. 2 Z 1% durch die Wortfolge
,Arbeitsplatz, auf den er gemif3 Abs. la ernannt oder mit dem er geméi3 Abs. 2 Z 1, 1a oder 1b* ersetzt.

6. In § 141 Abs. 6 wird nach der Wortfolge ,,gemiall Abs.2 Z 2 ohne Weiterbestellung® die Wortfolge
,oder erfolgt eine Abberufung von einer Funktion geméll Abs. 1a* eingefiigt.

7.In § 141a Abs. 9 Z 1 wird nach der Wortfolge ,,obersten Organs des Bundes* die Wortfolge ,,oder im
Biiro der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung geméf Abschnitt A
Z?2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters des Biiros einer
Generalsekretérin oder eines Generalsekretérs gemél § 7 Abs. 11 BMG*™ eingefiigt.

8. Dem § 160 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,(4) Einer Universitétslehrerin oder einem Universitétslehrer, die oder der Richterin oder Richter am
Verwaltungsgerichtshof, am Obersten Gerichtshof oder Mitglied des Verfassungsgerichtshofes ist, kann
eine zur Ausiibung ihres oder seines Amtes erforderliche Freistellung in dem von ihr oder ihm
beantragten prozentuellen Ausmal unter anteiliger Kiirzung der Beziige gewéhrt werden. § 116d Abs. 3
erster Satz GehG ist sinngemal anzuwenden.

9. Dem § 284 wird folgender Abs. XX angefiigt:

»(XX) § 140 Abs. 3, § 141 Abs. 1a, 2, 4 und 6, § 141a Abs. 9 Z 1, Anlage 1 Z 1.2.2a, Z 1.2.2b und
Z 1.2.4 lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 treten mit 8. Jinner 2018 in
Kraft.“
10. In Anlage 1 werden nach der Z 1.2.2 folgende Z 1.2.2a und 1.2.2b eingefiigt:
,»1.2.2a. die Generalsekretirin oder der Generalsekretir gemal § 7 Abs. 11 BMG,
1.2.2b. die Sprecherin der Bundesregierung oder der Sprecher der Bundesregierung geméfl Abschnitt A
Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG,*

11. In Anlage 1 Z 1.2.4 lit. b entfillt die Wortfolge ,,der Generalsekretér fiir auswiartige Angelegenheiten
und Leiter®.

Artikel 15
Anderung des Gehaltsgesetzes 1956
Das Gehaltsgesetz 1956 — GehG, BGBI. Nr. 54/1956, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 167/2017, wird wie folgt gedndert:
1. § 31 Abs. 2 Z 3 wird folgender Schlusssatz angefiigt:

»~Abweichend von lit. a und b gebiihrt der Beamtin oder dem Beamten der Funktionsgruppe 9 bei
Verwendung  als  Generalsekretdrin =~ oder  Generalsekretdr gemidB3l §7  Abs. 11  des
Bundesministeriengesetzes 1986 — BMG, BGBI. Nr. 76/1986 oder als Sprecherin der Bundesregierung
oder Sprecher der Bundesregierung gemifl Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG ein
Fixgehalt nach lit. b.*

2. Dem § 36 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

,»Im Falle einer Abberufung von einem Arbeitsplatz gemdll § 141 Abs. la BDG 1979 ist Z 1 nur
anzuwenden, wenn eine weitere Betrauung als Generalsekretdrin oder Generalsekretir geméll § 7 Abs. 11
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BMG oder als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemi3 Abschnitt A
Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG erfolgt, und Z 2 nicht anzuwenden.*

3. Nach § 36 Abs. 10 Z 2 wird folgende Z 2a eingefiigt:

,»2a. aus Anlass einer Tétigkeit nach § 141 Abs. 1a BDG 1979, wenn die Beamtin oder der Beamte am
Tag der Wirksamkeit des Endens der Funktion nicht Verwendungszeiten im Gesamtausmalf} von
mindestens drei Jahren auf Arbeitsplitzen der Funktionsgruppen 7, 8 oder 9 der
Verwendungsgruppe A 1 oder auf zumindest gleichwertigen Arbeitspldtzen im Dienst einer
inlandischen Gebietskorperschaft aufweist, oder*

4. In § 36 Abs. 10 Z 3 wird nach der Wortfolge ,erhalten hat die Wortfolge ,,oder § 121 anwendbar war*
eingefiigt.

5. In § 36b Abs. 1 werden das Zitat ,,§ 141 Abs. 1 oder 2 durch das Zitat ,,§ 141 Abs. 1, 1a oder Abs. 2
Z 1“ und das Zitat ,,§ 141 Abs. 1 BDG 1979 durch das Zitat ,,§ 141 Abs. 1 oder 1a BDG 1979 ersetzt.
6. In § 36b Abs. 2 Z 1 wird das Zitat ,,§ 141 Abs. 1 durch das Zitat ,,§ 141 Abs. 1 oder 1a“ ersetzt.

7. Dem § 175 wird folgender Abs. XX angefiigt:

H(XX) § 31 Abs. 2 Z 3, § 36 Abs. 5 und 10 Z 2a und 3 sowie § 36b Abs. 1 und 2 Z 1 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 treten mit 8. Janner 2018 in Kraft.”

Artikel 16
Anderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 — VBG, BGBI. Nr. 86/1948, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 167/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 4a Abs. 1 wird in Z 3 das Zitat ,,Bundesministeriengesetzes 1986, BGBI. Nr. 76 durch das Zitat
,,Bundesministeriengesetzes 1986 — BMG, BGBI. Nr. 76/1986* ersetzt, am Ende der Z 3 das Wort ,,oder"
eingefiigt und folgende Z 4 angefiigt:

4. einer Betrauung mit der Funktion der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der
Bundesregierung gemél Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG*

2. Nach § 68 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

,»(1a) Arbeitsplitze
1. gemdB §4a Abs.1 Z3 sind befristet auf die Dauer der Funktionsausiibbung der jeweiligen
Bundesministerin oder des jeweiligen Bundesministers
2. gemdB §4a Abs.1 Z 4 sind befristet auf die Dauer der Funktionsausiibung der jeweiligen
Bundeskanzlerin oder des jeweiligen Bundeskanzlers zu besetzen.*

3. In § 68 Abs. 7 wird das Zitat ,,Abs. 5° durch das Zitat ,,Abs. 1a oder 5 ersetzt.

4. In § 69 Abs. 7 Z 1 wird nach der Wortfolge ,,obersten Organs des Bundes* die Wortfolge ,,oder im Biiro
der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung gemafl Abschnitt A Z 2 des
Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters des Biiros einer Generalsekretérin
oder eines Generalsekretérs gemél § 7 Abs. 11 BMG* eingefiigt.

5.8 74 Abs. 2 Z 3 wird folgender Schlusssatz angefiigt:

,Abweichend davon gebiihrt der oder dem Vertragsbediensteten bei Verwendung als
Generalsekretirin  oder Generalsekretir gemdB §7 Abs.11 BMG oder als Sprecherin der
Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemil3 Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 BMQG ein fixes Monatsentgelt in der Hohe des Fixgehalts nach § 31 Abs. 2 Z 3 lit. b GehG.*

6. In § 75 Abs. 1 wird nach dem Wort ,eingestuft” die Wortfolge ,,oder von einem Arbeitsplatz geméal
§ 68 Abs. 1a abberufen® eingefiigt.

7. Dem § 75 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

,Im Falle einer Abberufung von einem Arbeitsplatz geméll § 68 Abs. la ist Z 2 nur anzuwenden,
wenn eine weitere Betrauung als Generalsekretirin oder Generalsekretir gemil § 7 Abs. 11 BMG oder
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als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemi3 Abschnitt A Z 2 des
Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG erfolgt, und Z 3 nicht anzuwenden.*

8. In§ 75 Abs. 8 wird in Z 3 das Zitat ,,§ 68 Abs. 1 oder 4 jeweils durch das Zitat ,,§ 68 Abs. 1, 1a oder
4% ersetzt.

9.In § 75 Abs. 8 treten an die Stelle der bisherigen Z 4 folgende Z 4 und 5:

;4. die oder der Vertragsbedienstete von
a) einer Funktion geméf § 68 Abs. 1a oder

b) dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des Leiters des Biiros einer Generalsekretirin oder eines
Generalsekretérs gemal § 7 Abs. 11 BMG oder

¢) einem Arbeitsplatz im Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers oder im
Biiro einer Staatssekretirin oder eines Staatssekretirs oder im Biiro eines anderen in den §§ 5,
6 oder 8 Abs. 1 des Beziigegesetzes angefiihrten obersten Organs des Bundes oder im Biiro
der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung geméal
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG

abberufen wird, wenn sie oder er nicht am Tag der Wirksamkeit der Abberufung
Verwendungszeiten nach Abs. 9 von mindestens drei Jahren aufweist oder
5. eine oder ein Vertragsbediensteter von einer Funktion geméB § 68 Abs. 1a abberufen wird, wenn
sie oder er die vor der Betrauung mit dieser Funktion ausgeilibte Funktion wihrend dieser
Betrauung weiterhin ausgeilibt oder weiterhin dem Personalstand einer anderen Dienststelle
angehort hat.*

10. In § 75 Abs. 9 wird in Z 1 das Zitat ,,§ 68 Abs. 5° durch das Zitat ,,§ 68 Abs. 1a oder 5% ersetzt, der
Punkt am Ende der Z 2 durch die Wortfolge ,,oder im Biiro der Sprecherin der Bundesregierung oder des
Sprechers der Bundesregierung geméfl Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG," ersetzt und
folgende Z 3 angefiigt:

3. im Abs. 8 Z 4 lit. b angeflihrten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplédtzen als Leiterin
oder Leiter des Biiros einer Generalsekretirin oder eines Generalsekretérs nach § 7 Abs. 11 BMG.“

11. Dem § 100 wird folgender Abs. XX angefiigt:

H(XX) §4a Abs. 1 Z3 und 4, § 68 Abs. laund 7, § 69 Abs.7 Z 1, § 74 Abs.2 Z 3 sowie § 75
Abs. 1, 3, 8 und 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 treten mit 8. Janner 2018 in
Kraft.”

Artikel 17
Anderung des Ausschreibungsgesetzes 1989
Das Ausschreibungsgesetz 1989 — AusG, BGBI. Nr. 85/1989, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 138/2017, wird wie folgt geédndert:
1. In § 82 erhdilt der bisherige Inhalt die Absatzbezeichnung (1) und es wird folgender Abs. 2 angefiigt:

,(2) Hinsichtlich der Betrauung als Generalsekretirin oder Generalsekretdr im Sinne des § 7 Abs. 11
BMG, als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung geméf Abschnitt A Z 2
des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG, als Leiterin oder Leiter des Biiros des Generalsekretariats oder als
Leiterin oder Leiter des Biiros der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der
Bundesregierung findet dieses Bundesgesetz keine Anwendung.*

2. Dem § 90 wird folgender Abs. XX angefiigt:

»(XX) § 82 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 tritt mit 8. Janner 2018 in
Kraft.*
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Artikel 18

Anderung des Bundesgesetzes iiber Aufgaben und Organisation des auswirtigen Dienstes
— Statut

Das Bundesgesetz iiber Aufgaben und Organisation des auswértigen Dienstes — Statut, BGBI. I
Nr. 129/1999, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 135/2009, wird wie folgt geédndert:

1. § 2 samt Uberschrift lautet:
,Generalsekretar

§ 2. (1) Der Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres hat jeweils einen geeigneten
Beamten oder Vertragsbediensteten des hoheren Dienstes gemdl §7 Abs. 11 des
Bundesministeriengesetzes 1986 — BMG, BGBIL Nr.76/1986, als Generalsekretdr mit der
zusammenfassenden Behandlung aller zum Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Europa,
Integration und AuBeres gehdrenden Geschiifte zu betrauen.

(2) Der Generalsekretdr ist auch der unmittelbare Vorgesetzte aller anderen Sektionsleiter im
Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuBeres sowie der Leiter aller diesem
Bundesministerium nachgeordneten Dienststellen (einschlielich der Honorarfunktionére).*

2. Dem § 33 wird folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) §2 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2018 tritt mit
8. Janner 2018 in Kraft.“

6. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung

Artikel 19
Anderung des Universititsgesetzes 2002

Das Universititsgesetz 2002, BGBI. I Nr. 120/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. xxx/2018 wird wie folgt gedndert:

1. An § 141 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,(7) Die der Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. gegeniiber den Universititen insgesamt aufgrund
von vertraglichen Vereinbarungen zustehenden Mietforderungen reduzieren sich fiir die Jahre 2018 bis
2021 um 17.391.000 Euro jahrlich. Der gemidl § 12 Abs. 2 festgelegte Gesamtbetrag fiir die
Leistungsvereinbarungsperiode 2016 bis 2018 sowie der gemall § 141b festgelegte Gesamtbetrag fiir die
Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021 verringern sich im gleichen AusmaB. Das Rektorat ist
verpflichtet, ein Angebot der Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. zur Reduktion der der
Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. vertraglich zustehenden Mietforderungen auch unter allfélligen
Bedingungen anzunehmen, sofern diese fiir die Universitit wirtschaftlich vertretbar sind. Das zwischen
der Bundesministerin oder dem Bundesminister und einer Universitit in der Leistungsvereinbarung fiir
die Periode 2016 bis 2018 vereinbarte Globalbudget der Universitdt verringert sich in jenem AusmaB, in
dem die Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. die ihr gegeniiber dieser Universitdt aufgrund
vertraglicher Vereinbarung zustehenden Mietforderungen fiir das Jahr 2018 reduziert.*

2. In § 141b wird die Zahl , 11,07 durch die Zahl ,,10,992 ersetzt.

3. An § 143 wird folgender Abs. 52 angefiigt:

»(52) § 141 Abs. 7 und § 141b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2018 treten mit
1. Februar 2018 in Kraft.“
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Artikel 20
Anderung des Innovationsstiftung-Bildung-Gesetzes

Das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, BGBI. I Nr. 28/2017, wird wie folgt geéndert:

1. In § 1 Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,und einem Vermdgen von 50 Millionen Euro®; folgender Satz wird
angefiigt:
,Das seitens des Bundes bereitgestellte Vermdgen der Stiftung betrégt maximal 50 Millionen Euro.*

2.In§ 3 Abs. 2 Z 2 lit. d wird das Wort ,,sowie‘ durch einen Beistrich ersetzt.
3. Ing§ 3 Abs. 2 Z 3 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Beistrich ersetzt.

4. In § 3 Abs. 2 werden nach der Z 3 folgende Z 4 und 5 angefiigt:
,4. Pilotprojekte zur Férderung der Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen gemaf Abs. 3 sowie

5. Vergabe von Stipendien zur Anhebung des Bildungsniveaus und der Innovationskompetenz in
Osterreich.*

5. In §3 Abs. 4 wird die Wortfolge ,, Aktionslinien sind“ durch die Wortfolge ,, Aktionslinien gemal
Abs. 2 Z 1 bis 3 sind gegebenenfalls “ ersetzz.

6. In §3 Abs. 6 wird die Wortfolge , oder diese erginzen* durch die Wortfolge ,,,diese abdndern,
erginzen oder erweitern “ ersetzt.
7.In § 4 Abs. 1 lautet:

(1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung hat
der Stiftung jahrlich einen Betrag von mindestens 2 Millionen Euro zur Verfiigung zu stellen.*
8. § 4 Abs. 2 lautet:

»(2) Zusitzlich zu den in Abs. 1 vorgesehenen Mitteln darf die Stiftung mit Zuwendungen Dritter

dotiert werden.*

9. In § 4 Abs. 6 wird nach der Z 1 folgende Z 1a eingefiigt:
»la. Substiftungen erfiillen den Zweck gemal § 2 auch durch Foérderung einer bestimmten

Altersgruppe.*
10. In § 4 Abs. 6 wird nach der Z 2 folgende Z 2a eingefiigt:
,,2a. Dem tiber die Vergabe von Stipendien entscheidenden Organ von Substiftungen, die Stipendien
gemil § 3 Abs. 2 Z 5 vergeben, hat ein Mitglied eines Organs der Stiftung anzugehdren.*

11.In § 9 Abs. 3 wird nach der Z 1 folgende Z la eingefiigt:

»la. die Unterbreitung von Vorschldgen ob bzw. in welchem Umfang Aktionslinien gemal § 3 Abs. 4
zu operationalisieren sind,*

12. In § 9 Abs. 3 Z 4 lit. a wird die Wortfolge ,,der darauf basierenden Dreijahresprogramme *“ durch die
Wortfolge ,,von darauf basierenden Dreijahresprogrammen “ ersetzt.

13.In§ 10 Abs. 10 lautet die Z 1:

,,1. die Entscheidung iiber
a) die Forderung von Antrigen gemédl § 3 Abs. 3 sowie
b) die Vergabe von Stipendien gemidB §3 Abs.2 Z5 auf Vorschlag des
wissenschaftlichen Beirates,*

14. In § 10 Abs. 10 wird nach der Z 1 folgende Z 1a eingefiigt:

,la. die Beschlussfassung iiber die Operationalisierung von Aktionslinien gemi3 § 3 Abs. 4 auf
Vorschlag des Stiftungsvorstandes,*

15.In § 10 Abs. 10 Z 5 wird das Wort ,,der “ durch das Wort ,,von“ ersetzt.

16. In § 10 Abs. 10 lautet die Z 6:
,,0. die Entscheidung iiber
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a) die Ausschreibungen im Rahmen von Aktionslinien und Dreijahresprogrammen gemal § 3
Abs. 4 sowie

b) die jeweils zustindigen Agenturen gemdl § 14 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d nach Kenntnisnahme der
Empfehlungen des wissenschaftlichen Beirates,*

17.In § 11 Abs. 4 lautet die Z 1:

,,1. die Unterbreitung von Vorschligen
a) zur Vergabe von Stipendien gemaB § 3 Abs. 2 Z 5 sowie
b) zur Aufnahme in die Landkarte der Bildungsinnovationen gemaf3 § 15 sowie
¢) zur Verleihung von Giitesiegeln fiir Bildungsinnovationen gemif § 16,

18. In § 11 Abs. 4 Z 2 lit. b wird die Wortfolge ,,der Aktionslinien und Dreijahresprogramme “ durch die
Wortfolge ,,von Aktionslinien und Dreijahresprogrammen “ ersetzt.

19. In§ 11 Abs. 4 Z 3 wird das Wort ,,der “ durch das Wort ,,von“ ersetzt.

20. Dem § 21 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3)§ 1 Abs. 1,§3 Abs. 27 21it. d, Z 3, 4 und 5 sowie Abs. 4 und 6, § 4 Abs. 1, 2 sowie 6 Z laund
2,§9Abs.3Z laund Z 4 lit. a, § 10 Abs. 10 Z 1,1a,5und 6, § 11 Abs. 4 Z 1, 2 lit. b und Z 3 sowie § 22
Z 1 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018-2019, BGBI. I Nr. xxx/2018, treten mit 1. Janner
2018 in Kraft.

7. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz
Artikel 21
Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI. Nr. 189/1955, zuletzt gedndert durch die

Bundesgesetze BGBI. I Nr. 151/2017 und Nr. 164/2017 sowie durch die Kundmachung BGBI. I
Nr. 2/2018, wird wie folgt gedndert:

1. § 31 Abs. 14 bis 16 wird aufgehoben.

2. Dem § 34 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 79/2015 wird folgender Satz angefiigt:

,Fur Versicherte nach § 4 Abs. 4 kann die Meldung der nach § 44 Abs. 8 ermittelten Beitragsgrundlage
bis zum Siebenten des der Entgeltleistung folgenden Kalendermonats erfolgen.

3. Nach § 38 wird folgender § 38a samt Uberschrift eingefiigt:
»Meldung zur Pflichtversicherung der LeistungsbezieherInnen

§ 38a. Fiir Personen, die auf Grund eines Leistungsbezuges der Pflichtversicherung nach diesem
Bundesgesetz unterliegen, haben die meldepflichtigen Stellen alle fiir den Beginn und das Ende der
jeweiligen Pflichtversicherung mafBigebenden Umstinde sowie jede fiir diese Pflichtversicherung
bedeutsame Anderung dem jeweils zustindigen Triger der Kranken-, Unfall- oder Pensionsversicherung
unverziiglich bekanntzugeben.*

4. Im § 51d erster Satz entfillt der Ausdruck ,, , fur deren Ermittlung § 21 AIVG sinngeméfl anzuwenden
ist®.

5. Im § 114 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 79/2015 wird nach dem Wort
»Datenferniibertragung* der Ausdruck ,,oder gemaB § 41 Abs. 4 eingefiigt.

6. Im § 114 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 79/2015 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a
eingefiigt:

,(6a) Erreicht die Summe der nach den Abs. 2, 3 und 6 angefallenen Sdumniszuschldge in einem
Beitragszeitraum (§ 34 Abs. 2) je Versicherungstridger das Fiinffache der Hochstbeitragsgrundlage (§ 45
Abs. 1), so sind damit alle diesbeziiglichen Meldeverstoe pauschal abgegolten.*
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7.8 114 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 79/2015 lautet:

,»(7) Der Versicherungstriager kann in den Féllen des Abs. | unter Beriicksichtigung der Art des
Meldeverstofles, der wirtschaftlichen Verhiltnisse des Beitragsschuldners/der Beitragsschuldnerin, des
Verspétungszeitraumes und der Erfiillung der bisherigen Meldeverpflichtungen auf den Sdumniszuschlag
zur Ganze oder zum Teil verzichten oder den bereits entrichteten Sdumniszuschlag riickerstatten.*

8. Im § 47 Im entfdillt das Wort ,,monatlich®.

9. Dem § 689 wird folgender Abs. 8 angefiigt:
,»(8) Auf Meldepflichten, die Beitragszeitrdume vor dem 1. Janner 2019 betreffen, sind die §§ 33, 34,
41, 56, 58 und 113 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.*
10. Nach § 712 wird folgender § 713 samt Uberschrift angefiigt:
»Schlussbestimmung zu Art. 21 des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018

§ 713. (1) Die §§ 38a samt Uberschrift, 51d und 471m in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. xx/2018 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.

(2) § 31 Abs. 14 bis 16 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2018 aufler Kraft.

Artikel 22
Anderung des Nachtschwerarbeitsgesetzes

Das Nachtschwerarbeitsgesetz — NSchG, BGBI. Nr. 354/1981, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 87/2013, wird wie folgt gedndert:

Im Art. XIII Abs. 12 wird nach dem Ausdruck ,bis 2011° der Ausdruck ,jund im Kalenderjahr 2017
eingefiigt.

Artikel 23
Anderung des Gesundheitsberuferegister-Gesetzes

Das Gesundheitsberuferegister-Gesetz, BGBI. I Nr. 87/2016, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI.I Nr.54/2017 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. 1
Nr. 164/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 15 Abs. 1 2. Satz wird nach dem Wort ,Pflegefachassistenz die Wortfolge ,,sowie Absolventen/
-innen einer Schule fiir Gesundheits- und Krankenpflege* eingefiigt.

2. Dem § 29 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) § 15 Abs. 1 2. Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018, tritt mit 1. Juli
2018 in Kraft.

Artikel 24
Anderung des Gesundheits- und Ernihrungssicherheitsgesetzes

Das Gesundheits- und Erndhrungssicherheitsgesetz — GESG, BGBI. I Nr. 63/2002, zuletzt geédndert
durch das Bundesgesetz BGBIL. I Nr. 58/2017 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. 1
Nr. 164/2017, wird wie folgt gedndert:

1. § 6a Abs. 5 letzter Satz lautet:

,verordnungen des Bundesamtes fiir Sicherheit im Gesundheitswesen sind auf der Homepage des
Bundesamtes einschlielich des Datums der Ver6ffentlichung allgemein zuginglich kundzumachen.*

2. § 6a Abs. 8 letzter Satz entfillt.
3. Ing§ 12b Abs. 1 wird die Zahl 2018 durch die Zahl ,2022° ersetzt.
4.In§ 19 Abs. 27 wird die Zahl 2019 durch die Zahl ,2023* ersetzt.



20 von 22

5. § 19 wird folgender Abs. 28 angefiigt:

.(28) Die Anderungen in § 6a Abs. 5 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018
treten mit 1. Janner 2006, die Anderungen in § 12b Abs. 1 und § 19 Abs.27 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.”

Artikel 25
Anderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBI. Nr. 609/1977, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 157/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 27 Abs. 2 lautet der Einleitungssatz:

»Altersteilzeitgeld gebiihrt fiir langstens fiinf Jahre fiir Personen, die das Regelpensionsalter vor Ablauf
des Jahres 2018 nach spitestens sieben Jahren, ab 2019 nach spétestens sechs Jahren und ab 2020 nach
spétestens fiinf Jahren vollenden sowie*

2. § 79 wird folgender Abs. 162 angefiigt:

»(162) § 27 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2018 tritt mit 1. Jdnner 2019
in Kraft.”

Artikel 26
Anderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG), BGBI. Nr. 315/1994, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. xxx/2018, wird wie folgt gedndert:

1. § 1a samt Uberschrift und § 17 Abs. 4 bis 8 entfallen.
2. § 2b samt Uberschrifi und § 17 Abs. 1 bis 3 samt Uberschrift entfallen.

3. § 10 wird folgender Abs. 67 angefiigt:

»(07) §13, §14 Abs. 1 und § 15 Abs. 1, 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xxx/2018 treten mit 8. Janner 2018 in Kraft.*

4. § 11 werden folgende Abs. 3 und 4 angefiigt:
,(3) § 1a samt Uberschrift und § 17 Abs. 4 bis 8 treten mit Ablauf des 30. Juni 2018 auBer Kraft.

(4§ 2b samt Uberschrift tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auBer Kraft. § 17 Abs. 1 bis 3 samt
Uberschrift tritt hinsichtlich der zu leistenden Vorauszahlungen mit Ablauf des 31. Dezember 2019 und
hinsichtlich der Abrechnung mit Ablauf des 30. Juni 2020 aufler Kraft.“

5. § 13 lautet:

»§13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemiBl § 37b AMSG und Beihilfen bei Kurzarbeit mit
Qualifizierung gemiB § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze von 20 Mio. € jahrlich wie Ausgaben
nach dem AIVG zu behandeln.

(2) Die Obergrenze fiir die Bedeckung von Beihilfen und MaBinahmen aus dem fiir Leistungen nach
dem AIVG vorgesehenen Aufwand betrdgt fiir Personen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben und
langer als 90 Tage beim Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind oder zwar kiirzer als 90 Tage vorgemerkt
sind, aber deren Beschiftigungschancen wegen gesundheitlicher Einschrdnkungen oder langer
Abwesenheit vom Arbeitsmarkt (WiedereinsteigerInnen, arbeitsmarktferne Personen) erschwert sind,
jéhrlich bis zu 165 Mio. € und fiir Personen, die beim Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind und deren
Arbeitslosigkeit im Geschiftsfall 365 Tage tiberschreitet, jdhrlich bis zu 105 Mio. €. Von den Mitteln fiir
diese Personengruppen sind im Bundesdurchschnitt 60 vH fiir arbeitsplatznahe Qualifizierungen
(Programm AQUA, Implacementstiftungen), Eingliederungsbeihilfen und Kombilohn zu verwenden.

(3) Ausgaben zur Eingliederung von arbeitsfihigen Asylberechtigten wund subsididr
Schutzberechtigten sowie von Personen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit den Status des/der
Asylberechtigten oder subsididr Schutzberechtigten erhalten werden, in den Arbeitsmarkt im Rahmen
eines Integrationsjahres nach dem IJG (§ 1 Abs. 2 Z 17) sind im Jahr 2018 bis zu einer Obergrenze von
50 Mio. € wie Ausgaben nach dem AIVG zu behandeln.
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(4) Ausgaben fiir Beihilfen und MaBnahmen im Rahmen der Beschiftigungsaktion 20.000 zur
Schaffung und Forderung von Arbeitsplitzen in Gemeinden, iiber gemeinniitzige Trigervereine und
Unternehmen fiir iiber 50-jahrige Langzeitbeschéftigungslose sind ab Juli 2017 bis 30. Juni 2019 bis zu
einer Obergrenze von 185 Mio. € wie Ausgaben nach dem AIVG zu behandeln.*

3. Im § 14 Abs. 1 und im § 15 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,Der Bundesminister fiir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz* jeweils durch den Ausdruck ,,Die Bundesministerin flir Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Konsumentenschutz* ersetzt.

6. § 15 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die Akontierung der Mittel hat jeweils im Oktober des laufenden Jahres auf der Grundlage einer
Prognose, die von den bis dahin vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschiftigung und
der Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbstindig Beschiftigten, die das
58. Lebensjahr vollendet haben, ausgeht zu erfolgen.*

7. § 15 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Die geméll Abs.2 und 3 fiir die Jahre 2018 und 2019 ermittelten Betrige sind jeweils um
50 Mio. € zu vermindern.*

Artikel 27
Anderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG), BGBI. Nr. 324/1977, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 154/2017, wird wie folgt gedndert:

1. § 13e Abs. 6 entfillt.
2. Im § 35 wird der Ausdruck ,,§ 13e Abs. 5 und 6 durch den Ausdruck ,,§ 13e Abs. 5 ersetzt.

8. Abschnitt
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr, Innovation und Technologie

Artikel 28
Anderung der StraBenverkehrsordnung 1960

Die Stralenverkehrsordnung 1960 - StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 68/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 100 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

,»(11) Abweichend von Abs. 10 flieen 30 vH der Strafgelder aus jenen Verwaltungsiibertretungen,
die 2019 von Organen der Bundespolizei auf Bundesstralen wahrgenommen werden, der
Gebietskorperschaft zu, die den Aufwand fiir diese Organe zu tragen hat. Die Strafgelder sind fiir die
Abdeckung des Personal- und Sachaufwandes, der aus dem Einsatz der Organe auf dem Gebiet der
Verkehrsiiberwachung entsteht, und fiir die Beschaffung und Erhaltung von Einrichtungen zur
Verkehrsiiberwachung zu verwenden.

Artikel 29

Bundesgesetz iiber den Beteiligungserwerb an der Si.A. Errichtungs-GmbH und der
Aufnahme weiterer Gesellschafter im Wege einer Kapitalerhohung

Der Nationalrat hat beschlossen:

§1. (1) Der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie wird erméchtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen, von der AIT Austrian Institute of Technology
GmbH (FN 115980i) an der Si.A. Errichtungs-GmbH (FN 459345h) Geschéftsanteile im Ausmall von
100% fiir den Bund zu einem Abtretungspreis von hdochstens 70.000,-- Euro zu erwerben, wovon das
Stammkapital der Silicon Austria Errichtungs-GmbH 35.000,-- Euro betragt.

(2) Weiters wird der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie ermédchtigt, nach
Erwerb der Geschéftsanteile an der Si.A. Errichtungs-GmbH eine Kapitalerh6hung zu beschlie3en, wobei
das Stammbkapital auf 1 Mio Euro erhdht wird. Im Rahmen dieser Kapitalerhohung leistet der Bund eine
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Bareinlage von 466.000,-- Euro, sodass seine Stammeinlage nach der Kapitalerhdhung insgesamt
501.000,-- Euro betragt. Gleichzeitig erwirbt der FEEI — Fachverband der Elektro- und
Elektronikindustrie 24,95% der Geschéftsanteile im Nennbetrag von 249.500,-- Euro unter Leistung einer
Bareinlage von 249.500,-- Euro, das Land Steiermark oder eine im Eigentum des Landes Steiermark
stechende Beteiligungsgesellschaft 10% der Geschéftsanteile im Nennbetrag von 100.000,-- Euro unter
Leistung einer Bareinlage von 100.000,-- Euro, das Land Oberdsterreich oder eine im Eigentum des
Landes Oberdsterreich stehende Beteiligungsgesellschaft 4,95% der Geschiftsanteile im Nennbetrag von
49.500,-- Euro unter Leistung einer Bareinlage von 49.500,-- Euro sowie das Land Kérnten oder eine im
Eigentum des Landes Kéirntens stehende Beteiligungsgesellschaft 10% der Geschéftsanteile im
Nennbetrag von 100.000,-- Euro unter Leistung einer Bareinlage von 100.000,-- Euro an der Si.A.
Errichtungs-GmbH. Uberdies bringt das Land Kérnten oder eine im Eigentum des Landes Kirnten
stehende Beteiligungsgesellschaft die Aktien an der CTR Carinthian Tech Research AG (FN 163890 s) in
die Silicon Austria Labs GmbH ein. Somit verbleiben 50,1% der Geschéiftsanteile an der Si.A.
Errichtungs-GmbH, fortan Silicon Austria Labs GmbH, im Eigentum des Bundes.

(3) Weiters wird der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie erméichtigt, im Zuge
der Kapitalerhohung gemdBl § 1 Abs. 2 den Gesellschaftsvertrag Si.A. Errichtungs-GmbH entsprechend
anzupassen und die Gesellschaft in ,,Silicon Austria Labs GmbH* umzufirmieren.

(4) Die Verwaltung der Beteiligungsrechte an der Silicon Austria Labs GmbH fiir den Bund obliegt
dem Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie.

(5) Die Silicon Austria Labs GmbH hat ihren Sitz in Graz.

(6) Die Silicon Austria Labs GmbH soll Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Electronic
Based Systems maBgeblich stirken. Durch eine Biindelung und den Ausbau der bestehenden, bisher
fragmentierten Forschungs- und Innovationslandschaft soll ein entscheidender Beitrag fiir die Zukunft der
osterreichischen Industrie in diesem Basistechnologiefeld geleistet werden. Die Griindung der
Gesellschaft mit diesen Anteilseigentiimern ist eine notwendige Voraussetzung fiir die Umsetzung des
Regierungsprogramms 2017-2022.

§ 2. Mit der Vollzichung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und
Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen betraut.
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	18. In § 11 Abs. 4 Z 2 lit. b wird die Wortfolge „der Aktionslinien und Dreijahresprogramme“ durch die Wortfolge „von Aktionslinien und Dreijahresprogrammen“ ersetzt.
	19. In § 11 Abs. 4 Z 3 wird das Wort „der“ durch das Wort „von“ ersetzt.
	20. Dem § 21 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefügt:


	7. Abschnitt
	Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz

	Artikel 21
	Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
	1. § 31 Abs. 14 bis 16 wird aufgehoben.
	2. Dem § 34 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 wird folgender Satz angefügt:
	3. Nach § 38 wird folgender § 38a samt Überschrift eingefügt:
	4. Im § 51d erster Satz entfällt der Ausdruck „ , für deren Ermittlung § 21 AlVG sinngemäß anzuwenden ist“.
	5. Im § 114 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 wird nach dem Wort „Datenfernübertragung“ der Ausdruck „oder gemäß § 41 Abs. 4“ eingefügt.
	6. Im § 114 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt:
	7. § 114 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 lautet:
	8. Im § 471m entfällt das Wort „monatlich“.
	9. Dem § 689 wird folgender Abs. 8 angefügt:
	10. Nach § 712 wird folgender § 713 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 22
	Änderung des Nachtschwerarbeitsgesetzes
	Im Art. XIII Abs. 12 wird nach dem Ausdruck „bis 2011“ der Ausdruck „und im Kalenderjahr 2017“ eingefügt.


	Artikel 23
	Änderung des Gesundheitsberuferegister-Gesetzes
	1. In § 15 Abs. 1 2. Satz wird nach dem Wort „Pflegefachassistenz“ die Wortfolge „sowie Absolventen/ -innen einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege“ eingefügt.
	2. Dem § 29 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 24
	Änderung des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes
	1. § 6a Abs. 5 letzter Satz lautet:
	2. § 6a Abs. 8 letzter Satz entfällt.
	3. In § 12b Abs. 1 wird die Zahl 2018 durch die Zahl „2022“ ersetzt.
	4. In § 19 Abs. 27 wird die Zahl 2019 durch die Zahl „2023“ ersetzt.
	5. § 19 wird folgender Abs. 28 angefügt:


	Artikel 25
	Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977
	1. Im § 27 Abs. 2 lautet der Einleitungssatz:
	2. § 79 wird folgender Abs. 162 angefügt:


	Artikel 26
	Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes
	1. § 1a samt Überschrift und § 17 Abs. 4 bis 8 entfallen.
	2. § 2b samt Überschrift und § 17 Abs. 1 bis 3 samt Überschrift entfallen.
	3. § 10 wird folgender Abs. 67 angefügt:
	4. § 11 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:
	5. § 13 lautet:
	3. Im § 14 Abs. 1 und im § 15 Abs. 1 wird der Ausdruck „Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz“ jeweils durch den Ausdruck „Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz“ ersetzt.
	6. § 15 Abs. 3 lautet:
	7. § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 27
	Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes
	1. § 13e Abs. 6 entfällt.
	2. Im § 35 wird der Ausdruck „§ 13e Abs. 5 und 6“ durch den Ausdruck „§ 13e Abs. 5“ ersetzt.
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	Artikel 28
	Änderung der Straßenverkehrsordnung 1960
	1. Dem § 100 wird folgender Abs. 11 angefügt:


	Artikel 29
	Bundesgesetz über den Beteiligungserwerb an der Si.A. Errichtungs-GmbH und der Aufnahme weiterer Gesellschafter im Wege einer Kapitalerhöhung


